
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jutta Krellmann, Susanne Ferschl, 
Matthias W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/22712 –

Entwicklung der Arbeitsbedingungen in der Fleischwirtschaft

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Seit Jahren werden die Arbeitsbedingungen in der deutschen Fleischindustrie 
kritisiert. Berichtet wurde etwa über Dumpinglöhne durch Werkverträge in 
Nordrhein-Westfalen (Der Westen, 2. August 2013, https://www.derwesten.de/
wirtschaft/moderne-sklaverei-kritik-an-arbeitsbedingungen-in-fleischindustri
e-id8269276.html) oder Arbeitsrechtsverstöße in Bayern (Süddeutsche, 29. Ju-
li 2016, https://www.sueddeutsche.de/bayern/verbraucherschutz-tierquaelerei-
und-ungeziefer-auf-niederbayerischem-schlachthof-1.3097244).

Bislang ist die Datenlage über die Personen, die in der Fleischindustrie arbei-
ten unvollständig, wie die Bundesregierung einräumt (vgl. die Antworten der 
Bundesregierung auf die Kleinen Anfragen auf den Bundestagsdrucksachen 
19/11441 und 19/11284). Ihr liegen beispielsweise keine Daten über Werkver-
tragsbeschäftigte vor. Eine Erhebung spezifischer Werkvertragsformen für ein-
zelne Branchen oder Wirtschaftszweige hält die Bundesregierung aus wirt-
schaftlichen Gründen für nicht sinnvoll (vgl. die Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/11284).

Im Zuge der Corona-Krise und den Skandal um den Fleischkonzern Tönnies 
(vgl. https://www.fr.de/politik/clemens-toennies-corona-ausbruch-ohne-skrup
el-erfolg-13811365.html) sieht sich die Bundesregierung nach Ansicht der 
Fragestellenden gezwungen, mit Gesetzesmaßnahmen zu reagieren. Der Ge-
setzentwurf sieht insbesondere vor, Werkverträge in den Kernbereichen der 
Fleischindustrie zu verbieten. Um die Wirksamkeit der geplanten gesetzlichen 
Maßnahmen bewerten zu können, ist es notwendig, zu schauen, wie es aktuell 
um die Arbeitsbedingungen in der Fleischwirtschaft steht.

 1. Wie viele Beschäftigte sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
letzten zehn Jahren in Deutschland in der Fleischindustrie (gemeint ist 
hier und in Folge der Bereich „Schlachten und Fleischverarbeitung“) 
tätig gewesen (bitte in Summe und nach Bundesländern geordnet dar-
stellen; bitte differenziert nach: Schlachthöfen und fleischverarbeiten-
den Unternehmen; Vollzeit, Teilzeit, geringfügiger Beschäftigung; Ge-
schlecht, Staatsangehörigkeit und Alter, bitte sowohl absolute Zahlen als 
auch anteilige Werte an den jeweiligen Beschäftigungsverhältnissen an-

Deutscher Bundestag Drucksache 19/23510
19. Wahlperiode 20.10.2020

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 
19. Oktober 2020 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



geben; bitte sowohl die aktuellsten verfügbaren Daten als auch die der 
vorausgegangenen zehn Jahre angeben)?

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) waren im
Juni 2019 insgesamt rund 189.000 Beschäftigte (sozialversicherungspflichtig
und ausschließlich geringfügig Beschäftigte) in der Wirtschaftsgruppe 10.1 
„Schlachten und Fleischverarbeitung“ der Klassifikation der Wirtschaftszweige 
2008 (WZ 2008) tätig, davon rund 35.000 bei Schlachthöfen und rund 154.000 
in der Fleischverarbeitung. Ergebnisse für das Berichtsjahr 2019 können den 
Tabellen 1 bis 4* im Anhang entnommen werden. Zu Ergebnissen der Jahre 
2009 bis 2018 sowie zu methodischen Hinweisen verweist die Bundesregierung 
auf ihre Antwort zu Frage 1 der Kleinen Anfrage „Arbeitsbedingungen in
der Fleischindustrie“ der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 
19/11284.

 2. Wie viele Auszubildende sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
letzten zehn Jahren in Deutschland in der Fleischindustrie beschäftigt ge-
wesen (bitte in Summe und nach Bundesländern geordnet darstellen; 
bitte differenziert nach: Schlachthöfen und fleischverarbeitenden Unter-
nehmen; Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Alter, bitte sowohl die ak-
tuellsten verfügbaren Daten als auch die der vorausgegangenen zehn Jah-
re angeben)?

Nach Angaben der Statistik der BA gab es im Juni 2019 insgesamt rund 4.200 
sozialversicherungspflichtig beschäftigte Auszubildende in der Wirtschafts-
gruppe 10.1 „Schlachten und Fleischverarbeitung“ der WZ 2008, davon waren 
gut 10 Prozent in den Schlachthöfen und knapp 90 Prozent in der Fleischver-
arbeitung beschäftigt. Ergebnisse für das Berichtsjahr 2019 können Tabelle 5* 
im Anhang entnommen werden. Zu Ergebnissen der Jahre 2009 bis 2018 ver-
weist die Bundesregierung auf ihre Antwort zu Frage 2 der Kleinen Anfrage 
„Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie“ der Fraktion DIE LINKE. auf 
Bundestagsdrucksache 19/11284.

 3. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Teilzeitquote der 
Kernerwerbstätigen in der Fleischindustrie, und wie hoch ist diese im 
Vergleich dazu in der Gesamtwirtschaft (bitte sowohl die Gesamtquote 
als auch nach Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Bundesland differen-
ziert ausweisen)?

Nach Angaben der Statistik der BA lag der Anteil der Teilzeitbeschäftigten an 
den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Juni 2019 insgesamt bei 
28,6 Prozent, in der Wirtschaftsgruppe 10.1 „Schlachten und Fleischverarbei-
tung“ der WZ 2008 bei 19,4 Prozent. Weitere Ergebnisse nach der erfragten 
Differenzierung können den Tabellen 1 bis 4* im Anhang entnommen werden.
Auswertungen aus dem Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes orientieren 
sich an der Berichterstattung zur „Atypischen Beschäftigung“. Der Anteil der 
Beschäftigten, der bis zu 20 Wochenstunden in Teilzeit tätig ist, bemisst sich an 
den abhängig beschäftigten Kernerwerbstätigen im Alter von 15 bis 64 Jahren. 
Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 6* im Anhang 
entnommen werden. Eine Auswertung auf Ebene der Bundesländer liegt auf-
grund geringer Fallzahlen nicht vor.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/23510 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 4. Wie hoch beliefen sich nach Kenntnis der Bundesregierung insgesamt 
die Kosten für aufstockende Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB II) für Beschäftigte der Fleischindustrie in den letzten 
zehn Jahren (bitte die jüngst verfügbaren Daten angeben, pro Bundesland 
aufschlüsseln sowie jeweils die vergangenen zehn Jahre darstellen)?

Informationen zu Zahlungsansprüchen von Bedarfsgemeinschaften mit mindes-
tens einem erwerbstätigen Leistungsberechtigten werden jährlich im Rahmen 
einer aufwendigen Sonderauswertung erstellt und liegen nur nach ausgewählten 
Wirtschaftszweigen differenziert vor. Ergebnisse liegen für das Aggregat „Her-
stellung von überwiegend häuslich konsumierten Gütern“ vor, zu der die 
Fleischindustrie zählt.
Zahlungsansprüche von erwerbstätigen Arbeitslosengeld II-Bezieherinnen und 
-Beziehern werden nach dem Bedarfsgemeinschaftskonzept ausgewertet. Dabei 
werden die Leistungen für alle Mitglieder einer (Regelleistungs-)Bedarfsge-
meinschaft herangezogen, in der mindestens ein erwerbsfähiges Mitglied einer 
Erwerbstätigkeit nachgeht. Weil in einer (Regelleistungs-)Bedarfsgemeinschaft 
mehrere Personen in unterschiedlichen Beschäftigungsformen erwerbstätig sein 
können, kann es bei der Differenzierung nach Beschäftigungsformen zu Dop-
pelzählungen kommen.
Angaben der Statistik der BA zu den Regelleistungsbedarfsgemeinschaften 
(RL-BG) mit mindestens einem sozialversicherungspflichtig beschäftigten er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten (ELB) im Aggregat „Herstellung von 
überwiegend häuslich konsumierten Gütern“ sowie zu den Zahlungsansprüchen 
können der Veröffentlichung „Erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtig-
te“ (Tabelle 11*) entnommen werden. Ergebnisse stehen in den entsprechenden 
Veröffentlichungen für die Jahre 2015 bis 2019 zur Verfügung und können un-
ter folgendem Link abgerufen werden: http://bpaq.de/bmas-a28. Eine Differen-
zierung nach Bundesländern liegt nicht vor.

 5. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über die Zahlen und 
die Anteile von Beschäftigten in der Fleischindustrie vor, die überlange 
Arbeitszeiten, Wochenendarbeit, Arbeitszeiten am Abend und in der 
Nacht oder in Schichtmodellen haben (bitte die jüngst verfügbaren Daten 
angeben sowie jeweils die Daten der letzten zehn Jahre darstellen; bitte 
die Gesamtzahl in absoluten Zahlen und in anteiligen Werten und nach 
Geschlecht, Alter, Staatsangehörigkeit und Tarifgebundenheit, differen-
ziert ausweisen)?

Auswertungen aus dem Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes zu den Be-
richtsjahren 2018 und 2019 können den Tabellen 7 bis 11* im Anhang entnom-
men werden. Zu Ergebnissen der Jahre 2009 bis 2017 sowie zu methodischen 
Hinweisen verweist die Bundesregierung auf ihre Antwort zu Frage 15 der 
Kleinen Anfrage „Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie“ der Fraktion 
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/11284. Daten zur Tarifgebunden-
heit für die Fleischwirtschaft liegen nicht vor.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/23510 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 6. Wie viele bezahlte und unbezahlte Überstunden wurden nach Kenntnis 
der Bundesregierung in der Fleischindustrie seit dem Jahr 2008 geleistet, 
und wie stellt sich diese Zahl im Vergleich zur Gesamtwirtschaft dar 
(bitte jährlich ausweisen und sowohl die Gesamtzahl als auch nach Ge-
schlecht, Alter, Wirtschaftszweigen, Tarifgebundenheit differenziert aus-
weisen; für den Vergleich mit der Gesamtwirtschaft bitte die Überstun-
den ins Verhältnis zur Gesamtstundenzahl setzen)?

Wie vielen Vollzeitäquivalenten entspricht die Zahl der bezahlten Über-
stunden in der fleischverarbeitenden Industrie?

Auswertungen aus dem Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes zu den 
Berichtsjahren 2018 und 2019 können Tabelle 12* im Anhang entnommen 
werden. Zu Ergebnissen der Jahre 2008 bis 2017 sowie zu methodischen 
Hinweisen verweist die Bundesregierung auf ihre Antwort zu Frage 16 der 
Kleinen Anfrage „Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie“ der Fraktion 
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/11284. Daten zur Tarifgebunden-
heit liegen im Mikrozensus nicht vor. Berechnungen zu Vollzeitäquivalenten 
auf Basis des Mikrozensus werden nicht vorgenommen. Auf eine Auswertung 
nach Geschlecht sowie Altersgruppen wurde aufgrund zu geringer Fallzahlen 
verzichtet.

 7. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über die Höhe des Medians 
des Bruttomonatsentgelts von sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbe-
schäftigten (ohne Auszubildende) in der Fleischindustrie (bitte zusätzlich 
nach Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Alter differenzieren und die 
Werte jährlich seit 2008 inklusive jährlicher Veränderungsraten auswei-
sen; zum Vergleich bitte die Werte für die Gesamtwirtschaft darstellen)?

Nach Angaben der Statistik der BA betrug das mittlere Bruttomonatsentgelt 
(Median) von sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten im Jahr 2019 
insgesamt 3.401 Euro. In der Wirtschaftsgruppe 10.1 „Schlachten und Fleisch-
verarbeitung“ der WZ 2008 wurde ein Medianentgelt in Höhe von 2.174 Euro 
erzielt. Weitere Ergebnisse nach der erfragten Differenzierung können Tabel-
le 13* im Anhang entnommen werden. Zum methodischen Hintergrund der 
Entgeltstatistik verweist die Bundesregierung auf ihre Antwort zu Frage 17 der 
Kleinen Anfrage „Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie“ der Fraktion 
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/11284.

 8. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Reallöhne (ohne 
Auszubildende) in der Fleischindustrie in den letzten zehn Jahren ent-
wickelt, und wie stellt sich diese Zahl im Vergleich zur Gesamtwirtschaft 
dar (bitte zusätzlich die jährliche Entwicklung ausweisen)?

 9. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Löhne (ohne 
Auszubildende) sowohl nominal als auch real in tarifgebundenen und in 
nichttarifgebundenen Betrieben der Fleischindustrie in den letzten zehn 
Jahren entwickelt (bitte zusätzlich die jährlichen Entwicklungen aus-
weisen; bitte in den genannten Wirtschaftszweigen nach Bundesland und 
Tarifgruppen differenzieren)?

Die Fragen 8 und 9 werden gemeinsam beantwortet.
Amtliche Daten mit langen Reihen zur Entwicklung der nominalen Brutto-
verdienste für die Gesamtwirtschaft und einzelne Wirtschaftszweige stellt das 

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/23510 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.

Drucksache 19/23510 – 4 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Statistische Bundesamt auf Basis der Vierteljährlichen Verdiensterhebung zur 
Verfügung. Eine Differenzierung nach Bundesländern oder Tarifgruppen ist 
nicht möglich. Zur Ermittlung von Reallöhnen wird die Entwicklung der nomi-
nalen Verdienste der Preisentwicklung gegenübergestellt. Solche Berechnungen 
erfolgen jedoch nur für die Gesamtwirtschaft. Soweit vergleichbare Daten in 
den erfragten Abgrenzungen vorliegen, können sie Tabelle 14* im Anhang ent-
nommen werden.

10. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl und der 
Anteil der Niedriglohnbeziehenden (ohne Auszubildende) in der Fleisch-
industrie, und wie hoch ist der Anteil im Vergleich zur Gesamtwirtschaft 
(bitte die vergangenen zehn Jahre darstellen; bitte nach Geschlecht, Al-
ter, Staatsangehörigkeit sowie Bundesland differenzieren)?

Die Niedriglohnquote ist eine statistische Verteilungskennziffer für die Lohn-
spreizung. Ihre Höhe hängt u. a. von der Definition des zugrundeliegenden Er-
werbseinkommens, der Arbeitszeit und der verwendeten Datenquelle ab. Die 
Festlegung einer Niedriglohnquote richtet sich üblicherweise nach einer Kon-
vention der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), die einen Niedriglohn als einen Bruttolohn definiert, der unterhalb 
von zwei Dritteln des mittleren Bruttolohns (Median) liegt. Diese Forschungs-
konvention basiert auf pragmatischen und technischen Erwägungen zur Aus-
wertung einer Verteilungsstatistik, die unabhängig von der absoluten Höhe der 
Löhne sind.
Amtliche Daten zu einem wie o. g. definierten Niedriglohnbereich werden vom 
Statistischen Bundesamt auf Basis der alle vier Jahre stattfindenden Verdienst-
strukturerhebung zur Verfügung gestellt. Aussagen über die gesamte Wirtschaft 
(einschließlich Land- und Forstwirtschaft und Betrieben mit weniger als zehn 
Beschäftigten) können für die aktuellsten verfügbaren Berichtsjahre 2014 und 
2018 getroffen werden. Soweit vergleichbare Daten in den erfragten Abgren-
zungen vorliegen, können sie den Tabellen 15 bis 18* im Anhang entnommen 
werden.
Eine Beantwortung der Frage ist ebenfalls auf Basis der Beschäftigungsstatistik 
der BA möglich (vergleiche hierzu Antwort zu Frage 7). Zur Beantwortung der 
Frage wurde dazu das Merkmal „Entgelt“ herangezogen. Aus den klassierten 
Daten zu den Bruttomonatsentgelten kann approximativ die Beschäftigung im 
unteren Entgeltbereich ermittelt werden.
In Anlehnung an die Definition der OECD gilt hier als Beschäftigter im unteren 
Entgeltbereich, wer als sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigter der 
Kerngruppe weniger als zwei Drittel des Medianentgelts aller sozialversiche-
rungspflichtig Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe erzielt (Schwelle des unte-
ren Entgeltbereichs). Für das Jahr 2019 liegt die Schwelle des unteren Entgelt-
bereiches bei einem Bruttomonatsentgelt von 2.267 Euro.
Nach Angaben der Statistik der BA betrug der Anteil der sozialversicherungs-
pflichtig Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe, die ein Bruttomonatsentgelt im 
unteren Entgeltbereich erzielten, im Jahr 2019 insgesamt 18,8 Prozent. In der 
Wirtschaftsgruppe 10.1 „Schlachten und Fleischverarbeitung“ der WZ 2008 er-
zielten 55 Prozent ein Entgelt unterhalb des Schwellenwertes. Weitere Ergeb-
nisse nach der erfragten Differenzierung können Tabelle 19* im Anhang ent-
nommen werden.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/23510 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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11. Wie viele Leiharbeitskräfte waren und sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung auf Grundlage der Auswertungen des IAB-Betriebspanels in 
der Fleischindustrie in den letzten zehn Jahren tätig (bitte die jüngst ver-
fügbaren Daten angeben sowie jeweils die vergangenen zehn Jahre dar-
stellen; bitte die Gesamtzahl und nach Geschlecht, Alter, Staatsangehö-
rigkeit, Tarifgebundenheit und Bundesland sowie in absoluten Zahlen 
und in anteiligen Werten differenziert ausweisen)?

Der Bundesregierung liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor. Eine Dar-
stellung der erfragten wirtschaftsfachlichen Differenzierung kann auf Basis des 
IAB-Betriebspanels nicht vorgenommen werden.

12. Wie viele Leiharbeitsverhältnisse sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung von dem geplanten Verbot der Arbeitnehmerüberlassung beim 
Schlachten und der Verarbeitung von Fleisch in den Betrieben der 
Fleischwirtschaft betroffen?

Der Bestand der Leiharbeitsverhältnisse der in der Fleischwirtschaft beschäftig-
ten Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer wird durch die vorgesehene 
gesetzliche Beschränkung des Einsatzes von Fremdpersonal nicht unmittelbar 
betroffen. Bei Wegfall eines Einsatzes ist es die Aufgabe des Verleihers, einen 
anderen Einsatz für die Leiharbeitskräfte zu finden. Dies kann etwa im Flei-
scherhandwerk sein. Der Bundesregierung liegen keine statistischen Daten 
darüber vor, wie viele Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer in Unter-
nehmen der Fleischindustrie, die nicht unter die Ausnahme für das Fleischer-
handwerk fallen, für die Tätigkeiten des Schlachtens, des Zerlegens von 
Schlachtkörpern und des Verarbeitens von Fleisch eingesetzt werden.
Nach der Selbstauskunft der Unternehmen, die die „Selbstverpflichtung für 
attraktivere Arbeitsbedingungen“ unterzeichnet haben, lag der Anteil von Leih-
arbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern an der Gesamtbeschäftigung in ih-
ren Betrieben in den letzten Jahren zwischen fünf und zehn Prozent.

13. Wie viele A1-Bescheinigungen (nach Artikel 19 Absatz 2 der Verord-
nung (VO) 987/2009 i. V. m. VO 883/2004 – Koordinierung der sozialen 
Sicherungssysteme) wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
letzten zehn Jahren ausgestellt (bitte jährlich sowie in Summe darstellen, 
bitte nach Nationalität und Branche differenzieren)

a) für alle Beschäftigte aus dem Ausland, die in Deutschland gearbeitet 
haben,

b) für Beschäftigte aus dem Ausland, die in der fleischverarbeitenden 
Industrie in Deutschland gearbeitet haben?

Die Fragen 13 bis 13b werden gemeinsam beantwortet.
Die Zahlen zu den nach Kenntnis der Bundesregierung 2019 ausgestellten A1-
Bescheinigungen sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. Es sind die der 
Tabelle nachgestellten Interpretationshinweise zu beachten.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 13 der
Kleinen Anfrage „Arbeitsbedingungen in der Fleischindustrie“ der Fraktion 
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/11284 verwiesen.
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Tabelle 1: Im Jahr 2019 ausgestellte A1-Bescheinigungen

Land 2019
Österreich 28.163
Belgien 3.327
Bulgarien 8029
Schweiz 32
Zypern 24
Tschechische Republik 6.757
Dänemark 1.625
Estland 1.172
Spanien 118.757
Finnland 298
Frankreich 3.474
Griechenland 345
Kroatien 15.632
Ungarn 52
Irland 31
Island 0
Italien 4.105
Liechtenstein 5
Litauen 3.177
Luxemburg 3.718
Lettland 1.374
Malta 0
Niederlande 21.777
Norwegen 78
Polen 3.947
Portugal 198
Rumänien 1
Schweden 446
Slowenien 1.390
Slowakei 16.085
United Kingdom 509
Gesamt 244.528

Quelle: Deutsche Rentenversicherung (Bund)

 
Bei der Interpretation der obenstehenden Tabelle sind die folgenden methodi-
schen Hinweise zu beachten:
• Die Zahl der A1-Bescheinigungen ist nicht gleichzusetzen mit der Zahl der 

erfassten Beschäftigten, da Beschäftigte vorbehaltlich der Voraussetzungen 
der Verordnungen (EG) Nummer 883/2004 und 987/2009 mehrfach in ei-
nem Jahr entsendet werden können.

• Nach der Nationalität der Beschäftigten aufgeschlüsselte Zahlen zu A1-
Bescheinigungen liegen der Bundesregierung nicht vor. Die Zahlen werden 
stattdessen aufgeschlüsselt nach dem Staat angegeben, der die A1-Beschei-
nigung für die betreffende Person ausgestellt hat.

• Gemäß § 150 Absatz 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) 
werden in der Datenstelle der Rentenversicherung alle Bescheinigungen in 
der A1-Datei geführt, bei denen die deutschen Rechtsvorschriften keine An-
wendung finden, und die der Datenstelle aus den anderen EU-Mitglied-
staaten, den EWR-Staaten Norwegen, Liechtenstein, Island sowie der 
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Schweiz gemeldet werden. Diese Meldungen erfolgen teilweise mit zeit-
licher Verzögerung. Es kann deshalb nicht angenommen werden, dass die 
Daten für 2019 bereits vollständig vorliegen.

14. Wie viele Werkvertragsbeschäftigte sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung von dem geplanten Verbot der Werkvertragsgestaltungen beim 
Schlachten und der Verarbeitung von Fleisch in den Betrieben der 
Fleischwirtschaft betroffen?

a) Hält die Bundesregierung auch nach den gravierenden Vorfällen in 
der Fleischindustrie an ihrer Antwort zu Frage 12 auf Bundestags-
drucksache 19/10537 fest, dass eine Erhebung spezifischer Werkver-
tragsformen für einzelne Branchen oder Wirtschaftszweige aus wirt-
schaftlichen Gründen nicht sinnvoll ist (bitte begründen)?

b) Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch zwischen dem öffentli-
chen Interesse an der Situation von Werkvertragsbeschäftigten in der 
Fleischindustrie und der mangelnden Datenlage?

c) Inwiefern beabsichtigt die Bundesregierung, zukünftig Daten über 
Werkvertragsbeschäftigte im Kernbereich unternehmerischer Tätig-
keit im Kernbereich unternehmerischer Tätigkeit zu erheben?

Wenn ja, in welchen (Teil-)Branchen?

Wenn nein, warum nicht – dies auch mit Blick auf die Äußerung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales Hubertus Heil, „Branche für 
Branche an(zu)gucken“ (dpa, 26. Juli 2020)?

Die Fragen 14 bis 14c werden gemeinsam beantwortet.
2019 waren bei der Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe 
(BGN) 428 Werkvertragsunternehmen (bei Mitzählung von Kleinunternehmer-
innen und Kleinunternehmer ohne Beschäftigte und ohne Unternehmer-Pflicht-
versicherung bei der BGN: 480 Werksvertragsunternehmen) mit rechnerisch er-
mittelten 48.244 Vollarbeitern registriert. Weitere Informationen zu den Daten 
der BGN sind der Antwort zu Frage 15 zu entnehmen.
Somit ist die Anzahl der Werkvertragskonstellationen in der Fleischwirtschaft 
hinreichend gut bekannt. Daher hält die Bundesregierung an die Antwort zu 
den Fragen 11 und 12 auf Bundestagsdrucksache 19/11284 fest. Die Ausfüh-
rungen dort gelten auch für andere Branchen.
Abgesehen davon überprüft die Bundesregierung fortlaufend die Entwicklung 
der arbeitsbezogenen Rahmenbedingungen in allen Branchen. Für die Beurtei-
lung sind unter anderem die Feststellungen und Beobachtungen der zuständigen 
Behörden des Bundes und der Länder ausschlaggebend. Auch Informationen 
von Dritten, z. B. Verbänden und Gewerkschaften, spielen dabei eine wesent-
liche Rolle.
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15. Wie viele Werkvertragsbeschäftigte und Arbeitsstunden im Zusammen-
hang mit Werkverträgen in der Fleischindustrie wurden nach Kenntnis 
der Bundesregierung bei den Berufsgenossenschaften in den letzten zehn 
Jahren gemeldet (bitte in Summe und für die Berufsgenossenschaften 
darstellen, bitte jährlich und in Summe ausweisen)?

a) Auf welcher Datengrundlage hat nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe in aktu-
ellen Kontrollen in der Fleischindustrie (siehe S. 11, Überwachungs-
aktion. „Faire Arbeit in der Fleischindustrie“ Abschlussbericht des 
Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW) 
Beschäftigte von Werkvertragsfirmen und der Stammbelegschaft dif-
ferenziert?

Die Fragen 15 und 15a werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen hierzu keine eigenen Daten vor.
Zur übergeordneten Frage 15 und zu Frage 15a hat die Berufsgenossenschaft 
Nahrungsmittel und Gastgewerbe (BGN) in ihrem Kataster aus dem entsprech-
enden Gewerbezweig für die Fleischwirtschaft die in dieser Branche tätigen 
Werkvertragsunternehmen herausgefiltert, diese Daten im Rahmen einer im 
Jahr 2019 durchgeführten Sonderaktion überprüft und führt diese Unternehmen 
unter einer eigenen Gewerbeart. Weitestgehend valide Daten lassen sich somit 
erst ab dem Jahr 2019 ermitteln. Im Jahr 2019 waren bei der BGN 428 Werk-
vertragsunternehmen (bei Mitzählung von Kleinunternehmern ohne Beschäftig-
te und ohne Unternehmer-Pflichtversicherung bei der BGN: 480 Werksvert-
ragsunternehmen) mit rechnerisch ermittelten 48.244 Vollarbeitern registriert. 
Die ermittelte Vollarbeiterzahl errechnet sich aus den der BGN gemeldeten Ar-
beitsstunden, dividiert durch einen jährlich festgelegten, sog. Vollarbeiterricht-
wert (2019: 1.570 Arbeitsstunden). Für das Jahr 2019 lagen der Berechnung 
rd. 75.743.000 gemeldete Arbeitsstunden zugrunde. Im Vergleich und in Ab-
grenzung hierzu waren bei der BGN in 2019 insgesamt 1.264 Unternehmen 
registriert, die der industriellen Be- und Verarbeitung von Fleischwaren zuzu-
ordnen sind. In diesen Unternehmen waren 76.057 sog. Vollarbeiter mit rd. 
119.409.000 Arbeitsstunden beschäftigt.

 b) Bei welchen weiteren Berufsgenossenschaften wurden nach Kenntnis 
der Bundesregierung Werkvertragsbeschäftigte in der Fleischindust-
rie gemeldet?

Zu Frage 15b können nach Angaben des Spitzenverbandes der gewerblichen 
Unfallversicherungsträger der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand 
und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung e.V. (DGUV), versicherte 
Beschäftigte nicht nach Art des Vertragsverhältnisses zwischen ihnen und dem 
Unternehmen differenziert werden. Daher liegen keine Erkenntnisse dazu vor, 
bei welchen weiteren Berufsgenossenschaften in den Jahren von 2008 bis 2019 
Werkvertragsbeschäftigte in der Fleischindustrie gemeldet wurden.

16. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der 
fleischwirtschaftlichen Dienstleistungsunternehmen (Nachunternehmer 
in der Fleischwirtschaft), die den Berufsgenossenschaften in den letzten 
zehn Jahren gemeldet wurden (bitte in Summe sowie nach Berufsgenos-
senschaften, Schlachtung und Fleischverarbeitung sowie nach den Be-
triebsgrößenklassen 1 bis 8 geordnet ausweisen)?

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort zu den Fragen 11 und 12
der Kleinen Anfrage „Werkverträge in der Fleischindustrie“ der Fraktion
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/17679.
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17. Wie viele Vollarbeiter bzw. Beschäftigte waren nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den letzten zehn Jahren bei fleischwirtschaftlichen 
Dienstleistungsunternehmen bzw. Dienstleistungsunternehmen mit Be-
zug zur Fleischwirtschaft gemeldet (bitte in Summe sowie nach Berufs-
genossenschaften, Schlachtung und Fleischverarbeitung sowie nach den 
Betriebsgrößenklassen 1 bis 8 geordnet ausweisen)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 15 verwiesen.

18. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl aller 
fleischwirtschaftlichen Unternehmen, die den Berufsgenossenschaften in 
den letzten zehn Jahren gemeldet wurden (bitte in Summe sowie nach 
Berufsgenossenschaften, Schlachtung und Fleischverarbeitung sowie 
nach den Betriebsgrößenklassen 1 bis 8 geordnet ausweisen)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 16 verwiesen.

19. In wie vielen Fällen wurde nach Kenntnis der Bundesregierung das Ge-
setz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft 
(GSA Fleisch) von seinem Inkrafttreten bis heute angewendet (bitte jähr-
lich ausweisen)

a) bezüglich Haftung für Sozialversicherungsbeiträge (§ 3 GSA 
Fleisch),

Die Fragen 19 und 19a werden gemeinsam beantwortet.
Entsprechende Angaben liegen der Bundesregierung hinsichtlich der Forderung 
des Gesamtsozialversicherungsbeitrags nicht vor. Die Sozialversicherungs-
träger führen diesbezüglich keine differenzierten Statistiken.
In der gesetzlichen Unfallversicherung gibt es insgesamt bisher neun Haftungs-
vorgänge. Gegen sechs Auftraggeber wurden Haftungsbescheide erlassen. Die 
erteilen Haftungsbescheide verteilen sich auf das Jahr 2019 mit vier Fällen und 
2020 mit zwei Fällen. In den Jahren 2017 und 2018 kam es zu keinen Haf-
tungsfällen.

b) bezüglich Arbeitsmittel, Schutzkleidung und persönliche Schutzaus-
rüstung (§ 4 GSA Fleisch),

c) bezüglich Berechnung und Zahlung des Arbeitsentgelts, Aufrech-
nungsverbot (§ 5 GSA Fleisch),

Die Fragen 19b und 19c werden gemeinsam beantwortet.
Die §§ 4 und 5 des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der 
Fleischwirtschaft finden als zivilrechtlich wirkende Arbeitnehmerschutzvor-
schriften auf jedes Arbeitsverhältnis Anwendung, das unter den Geltungs-
bereich des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleisch-
wirtschaft fällt.

d) bezüglich Erstellen von Dokumenten (§ 6 GSA Fleisch),

e) in welcher Höhe wurden Bußgelder verhängt (§ 7 GSA Fleisch)?

Die Fragen 19d und 19e werden gemeinsam beantwortet.
Die Anzahl der von der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der Zollverwal-
tung in den Jahren 2017 bis 2019 erledigten Ordnungswidrigkeitenverfahren 
und die festgesetzten Verwarnungs- und Bußgelder sowie Einziehungs- und 
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Verfallbeträgen wegen Verstößen gegen Aufzeichnungspflichten in der Fleisch-
wirtschaft können Tabelle 2 entnommen werden.
 
Tabelle 2: Erledigte Ordnungswidrigkeitenverfahren und festgesetzte Verwar-
nungs- und Bußgelder sowie Einziehungs- und Verfallbeträge wegen Verstößen 
gegen Aufzeichnungspflichten in der Fleischwirtschaft

Fleischwirtschaft 2017 2018 2019
erledigte Ordnungswidrigkeitenverfahren
(§ 23 Absatz 1 Nummer 8, 9 AEntG; § 21 Absatz 1 Nummer 7,
8 MiLoG, § 7 Absatz 1 Nummer 2 GSA Fleisch)

19 18 25

festgesetzte Verwarnungs- und Bußgelder sowie Einziehungs- und
Verfallbeträge 20.250 € 19.715 € 9.500 €

Quelle: Finanzkontrolle Schwarzarbeit

Von den erledigten Ordnungswidrigkeitenverfahren betrifft ein Verfahren aus 
dem Jahr 2019 § 7 Absatz 1 Nummer 2 GSA Fleisch. Ein Bußgeld wurde in 
diesem Verfahren nicht festgesetzt.

20. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragestellenden, dass trotz 
bestehender arbeitsrechtlicher Regelungen Beschäftigte in der Fleisch-
industrie wegen ihren prekären Arbeitsverhältnissen und oft schlechten 
Sprach- und Rechtskenntnissen kaum gegen Verstöße klagen und deshalb 
zum Schutz dieser Beschäftigten ein Verbandsklagerecht nötig ist (bitte 
begründen)?

Bei der Geltendmachung individueller arbeitsrechtlicher Ansprüche kommt es 
in aller Regel auf die tatsächlichen Umstände des Einzelfalls an. Kollektiv-
rechtliche Ansätze wie ein Verbandsklagerecht können in diesen Konstellatio-
nen daher nicht weiterhelfen. Bereits nach geltender Rechtslage besteht die 
Möglichkeit, dass die Verbände sich Ansprüche von Betroffenen abtreten lassen 
und dann aus dem abgetretenen Recht arbeitsgerichtlich vorgehen (Prozess-
standschaft). Darüber hinaus können die Verbände im arbeitsgerichtlichen Ver-
fahren ihre Mitglieder vertreten sowie als Beistände auftreten.

21. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung aktuell über die Wohnsitu-
ation von Beschäftigten der Fleischindustrie?

a) Warum hat die Bundesregierung schon vor der Corona-Pandemie 
keine Erkenntnisse über die Wohnsituation von Beschäftigten in der 
Fleischindustrie gewinnen können (vgl. Antwort zu Frage 8 auf Bun-
destagsdrucksache 19/11441), obwohl seit Jahren in der Branche Ver-
stöße bekannt sind und Deutschland seit Jahren dem Vorwurf ausge-
setzt ist, durch die Duldung der Missstände Sozialdumping zum 
Nachteil von in anderen Mitgliedstaaten ansässigen Fleischunterneh-
men zu betreiben und damit sowohl die Rechte der betroffenen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht hinreichend zu schützen als 
auch das Funktionieren des Binnenmarktes zu beeinträchtigen (vgl. 
Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Vollzugs im Arbeits-
schutz)?

Die Fragen 21 und 21a werden gemeinsam beantwortet.
Da die Wohnungsaufsicht in die Zuständigkeit der Länder fällt, liegen der 
Bundesregierung hierzu keine eigenen Erkenntnisse vor. Branchenspezifische 
Auswertungen für die Fleischbranche aus den Ländern liegen der Bundes-
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regierung nur für Nordrhein-Westfalen in Form eines Berichtes des dortigen 
Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales vom 7. Juli 2020 an den 
NRW-Landtag vor. Demnach wurden von den NRW-Behörden im Rahmen von 
Schwerpunktkontrollen im Frühjahr 2020 im Bereich der Fleischbranche insge-
samt 650 Sammelunterkünfte, Werkswohnungen und Gemeinschaftsunterkünf-
te, in denen zusammen mehr als 5.300 Personen untergebracht waren, über-
prüft.
Laut Bericht wurden dabei 1.863 mittlere bis gravierende Beanstandungen fest-
gestellt, darunter fehlende einfachen Hygienemaßnahmen, wie fehlendes Des-
infektionsmittel oder fehlende Reinigungspläne in Kombination mit Überbele-
gungen. In einigen Fällen wurden Schimmelpilzbefall, Einsturzgefahr, undichte 
Dächer, katastrophale Sanitäreinrichtungen, Ungezieferbefall und Brandschutz-
mängel festgestellt. Vier Wohnungen mussten aufgrund von erheblichen Bau-
mängeln sowie Gesundheitsgefahren geräumt werden.
Die FKS prüft nach § 16 i. V. m. §§ 8, 5 Satz 1 Nummer 4 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes die Arbeitgeberpflichten zur Bereitstellung geeigneter Wohn-
unterkünfte für auswärtige Beschäftigte, sofern die Wohnunterkunft durch all-
gemeinverbindlichen Tarifvertrag vereinbart ist (aktuell im Baugewerbe), und 
ahndet entsprechende Verstöße. Für die Fleischwirtschaft liegt ein entsprechen-
der Tarifvertrag nicht vor. Die FKS hat insofern keine Prüfbefugnis für die Un-
terkunftsbedingungen in der Fleischwirtschaft. Hinweise auf Verstöße gegen 
arbeitsschutzrechtliche Bestimmungen (bspw. der Arbeitsstättenverordnung), 
welche die FKS im Rahmen ihrer Prüfungen feststellt, werden zeitnah an die 
zuständigen Arbeitsschutzbehörden der Länder weitergeleitet.

 b) Welche Erkenntnis hat die Bundesregierung zu überhöhten Mieten 
für Unterkünfte der Beschäftigten, und sieht die Bundesregierung 
hier weiteren Handlungsbedarf, wenn nein, wieso nicht?

Der Bundesregierung liegen zum Gegenstand der Frage keine Erkenntnisse vor; 
entsprechend wird kein Handlungsbedarf gesehen.

22. Wie viele Ermittlungsverfahren hat die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
nach Kenntnis der Bundesregierung in der Fleischwirtschaft in den letz-
ten zehn Jahren eingeleitet sowie abgeschlossen (bitte die jüngst verfüg-
baren Daten angeben sowie jeweils die vergangenen zehn Jahre darstel-
len und aufschlüsseln nach Bundesland; bitte gesondert nach eingeleitet 
und abgeschlossen ausweisen; bitte gesondert die Strafverfahren sowie 
Ordnungswidrigkeitsverfahren ausweisen)?

Hinsichtlich der Anzahl der in den Jahren 2009 bis 2018 von der FKS in der 
Fleischwirtschaft eingeleiteten und erledigten strafrechtlichen Ermittlungsver-
fahren und Ordnungswidrigkeitenverfahren – aufgeschlüsselt nach Ländern – 
wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 15 der Kleinen Anfrage 
„Arbeit und Gesundheit in der Fleischindustrie“ der Fraktion DIE LINKE. auf 
Bundestagsdrucksache 19/1144 verwiesen.
Hinsichtlich der Anzahl der im Jahr 2019 von der FKS in der Fleischwirtschaft 
eingeleiteten strafrechtlichen Ermittlungsverfahren und Ordnungswidrigkeiten-
verfahren – aufgeschlüsselt nach Ländern – wird auf die Antwort der Bundes-
regierung zu Frage 1 der Kleinen Anfrage „Auswirkungen des Gesetzentwurfs 
zur Verbesserung des Vollzugs im Arbeitsschutz (Arbeitsschutzkontrollgesetz)“ 
der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/22723 verwiesen.
Die Anzahl der im Jahr 2019 von der FKS in der Fleischwirtschaft erledigten 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren und Ordnungswidrigkeitenverfahren – 
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aufgeschlüsselt nach Ländern – kann Tabelle 3 entnommen werden. Abschlie-
ßende Daten für das Jahr 2020 liegen noch nicht vor.
Tabelle 3: Strafrechtlichen Ermittlungsverfahren und Ordnungswidrigkeitenver-
fahren der FKS nach Ländern, 2019

Fleischwirtschaft 2019

Land
erledigte

Strafverfahren
erledigte Ordnungs-

widrigkeiten-
verfahren

Baden-Württemberg 26 13
Bayern 31 13
Berlin 20 3
Brandenburg 2 2
Bremen 3 1
Hamburg 1 2
Hessen 5 38
Mecklenburg-Vorpommern 1 0
Niedersachsen 56 18
Nordrhein-Westfalen 57 31
Rheinland-Pfalz 5 2
Saarland 15 3
Sachsen 2 5
Sachsen-Anhalt 4 0
Schleswig-Holstein 7 4
Thüringen 10 5
Summe 245 140

Quelle: Finanzkontrolle Schwarzarbeit

23. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung durch die Aus-
sage des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB): „Es gibt bei den 
Werkvertragsunternehmen in der Regel keine Betriebsräte und keine Ta-
rifverträge“ (vgl. Stellungnahme des DGB zum Referentenentwurf des 
Arbeitsschutzkontrollgesetzes vom 21. Juli 2020) und die Tatsache, dass 
bei einer landesweiten Überwachungsaktion in Nordrhein-Westfalen im 
Jahr 2013 in keinem der überprüften Werkvertragsfirmen ein Betriebsrat 
anzutreffen war (https://www.mags.nrw/sites/default/files/asset/documen
t/arbeitsschutz_projekte_2013_fleischindustrie.pdf)?

a) Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die Vermeidung 
von betrieblicher und unternehmerischer Mitbestimmung in der 
Fleischindustrie?

b) Wie will die Bundesregierung die betriebliche und Unternehmens-
mitbestimmung in der Fleischindustrie stärken?

Die Fragen 23 bis 23b werden gemeinsam beantwortet.
Die Erkenntnisse der Bundesregierung zur Mitbestimmung in der Fleischindus-
trie beruhen auf allgemein zugänglichen Informationen. Eigene unmittelbare 
Erkenntnisse hat die Bundesregierung nicht. Zur betrieblichen Mitbestimmung 
ergeben sich allgemeine Erkenntnisse zur Behinderung von Betriebsräten aus 
der Befragung des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) 
hauptamtlicher Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter 2019.
Die Gründung eines Betriebsrats ist ein gesetzlich geschütztes Recht der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Die Gründe, warum in bestimmten Betrie-
ben keine Betriebsräte gewählt werden, sind vielseitig. So finden sich in be-
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stimmten Branchen und größeren Betrieben im Allgemeinen eher Betriebsräte 
als in anderen Branchen und kleineren Betrieben. Die Bundesregierung hat es 
sich jedoch, unabhängig von einer bestimmten Branche, zum Ziel gesetzt, die 
Gründung und Wahl von Betriebsräten zu erleichtern. Entsprechende Maßnah-
men sind im Koalitionsvertrag vereinbart.
Die Frage, ob der Aufsichtsrat einer Gesellschaft ordnungsgemäß zusammen-
gesetzt ist, wird nicht durch eine besondere staatliche Stelle geprüft. Vielmehr 
obliegt es den handelnden Akteuren – in erster Linie dem jeweiligen Vorstand 
bzw. der Geschäftsführung der Gesellschaft – für die rechtmäßige Zusammen-
setzung eines Aufsichtsrats zu sorgen; dies gilt auch im Hinblick auf die Betei-
ligung der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat. Kommt die Leitung der Ge-
sellschaft dieser gesetzlichen Pflicht nicht nach, so haben gemäß § 98 Absatz 2 
des Aktiengesetzes nicht nur die Leitungen und Aktionärinnen und Aktionäre, 
sondern insbesondere auch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Be-
triebsräte und unter bestimmten Voraussetzungen die Gewerkschaften die Mög-
lichkeit, im Rahmen eines Statusverfahrens eine gerichtliche Entscheidung über 
die rechtmäßige Zusammensetzung des Aufsichtsrats herbeiführen. Insoweit 
besteht kein darüber hinaus gehender gesetzgeberischer Handlungsbedarf.

24. In wie vielen Betrieben wurde nach Kenntnis der Bundesregierung seit 
2011 eine Systemkontrolle nach Veröffentlichung des Länderausschusses 
für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI) (LV 54) durchgeführt 
(bitte jährlich sowie nach Bundesländern und in Summe ausweisen)?

Es wird auf die Antworten der Bundesregierung zu Frage 20 (S. 18, Tabelle 14, 
Spalte 3) der Kleinen Anfrage „Arbeitsschutzkontrollen in Deutschland“ der 
Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/7218 sowie zu Frage 3 
(S. 7, Tabelle, Spalte 3) der Kleinen Anfrage „Arbeits- und Gesundheitsschutz 
in Deutschland“ der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/10801 
verwiesen.
Die Arbeitsschutzaufsicht wird durch die Länder als eigene Angelegenheit aus-
geführt (vgl. Artikel 84 Absatz 1 des Grundgesetzes). Der Bundesregierung 
liegen deshalb hierzu keine eigenen Daten vor. Die im folgenden wiedergege-
benen Daten beruhen daher auf Angaben des Länderausschusses für Arbeits-
schutz und Sicherheitstechnik (LASI).
Die um die Angaben für das Jahr 2019 ergänzten Daten können Tabelle 20* im 
Anhang entnommen werden. Da nicht aus allen Ländern Daten vorliegen, ist 
eine Summenbildung nicht zielführend.

25. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über den Versuch von In-
teressengruppen in gesetzgeberische Verfahren, die die Fleischindustrie 
betreffen, „Gesetze abzuschleifen“ (Pressekonferenz Arbeitsminister 
Hubertus Heil am 20. Mai 2020 zu den Kabinettsbeschlüssen)?

a) Wie wurde in gesetzgeberische Verfahren, die die Fleischindustrie 
betreffen, eingewirkt?

b) In welchen Fällen wurde in gesetzgeberische Verfahren, die die 
Fleischindustrie betreffen, eingewirkt?

c) Welche Interessengruppen haben in gesetzgeberische Verfahren, die 
die Fleischindustrie betreffen, eingewirkt?

Die Fragen 25 bis 25c werden gemeinsam beantwortet.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/23510 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Es wird verwiesen auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage „Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern auf 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung des Vollzugs im Arbeitsschutz (Arbeitsschutzkontrollgesetz)“ der Fraktion 
DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/22997.

26. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung durch den Hin-
weis, dass derzeit auch Werkvertragsunternehmen für die Fleischwirt-
schaft tätig sind, die in der Handwerksrolle eingetragen sind (vgl. Stel-
lungnahme der Gewerkschaft Nahrung Genuss Gaststätten (NGG) zum 
Referentenentwurf des Arbeitsschutzkontrollgesetzes vom 21. Juli 2020), 
und sieht die Bundesregierung damit eine Umgehungsmöglichkeit des 
Verbotes von Werkverträgen und Arbeitnehmerüberlassung in der Bran-
che, wenn nein, wieso nicht?

Der Gesetzentwurf sieht für die industrielle Fleischwirtschaft vor, dass in den 
Bereichen Schlachten, Zerlegen und Fleischverarbeitung ab 1. Januar 2020 kein 
Fremdpersonal mehr eingesetzt werden darf (Leiharbeitnehmerinnen und Leih-
arbeitnehmer ab 1. April 2020). Dies gilt unabhängig davon, ob Werkvertrags- 
oder Verleihunternehmen ihrerseits ihre Tätigkeit als Handwerksunternehmen 
erbringen. Eine Umgehungsmöglichkeit durch den Einsatz von Werkvertrags- 
oder Leiharbeitnehmern, die bei Unternehmen beschäftigt sind, die in die 
Handwerksrolle eingetragen sind, besteht somit nicht.

27. Warum ist nach Auffassung der Bundesregierung eine Ausnahme vom 
Werkvertrags- und Leiharbeitsverbot für Handwerksbetriebe notwendig, 
und warum sind nicht andere Flexibilisierungsinstrumente wie etwa be-
fristete Beschäftigung ausreichend?

Der Gesetzentwurf sieht eine Ausnahme für das Fleischerhandwerk vor, da das 
Fleischerhandwerk wegen der handwerkstypischen Arbeitsweise, der ver-
gleichsweise geringen Zahl der dort tätigen Personen sowie der transparenteren 
Organisationsstrukturen weniger anfällig ist für die Missstände, die in der 
Fleischindustrie festgestellt worden sind. Auch lassen Prüfungen der Behörden 
der Zollverwaltung und der zuständigen Landesbehörden im Bereich des Flei-
scherhandwerks einen deutlich weniger verbreiteten Einsatz von Werkverträgen 
bzw. Arbeitnehmerüberlassung erkennen. Außerdem können Unternehmen des 
Fleischerhandwerks auf Grund der geringeren Größe vorübergehenden perso-
nellen Engpässen im Vergleich zur Fleischindustrie schwerer begegnen.

28. Welche Unternehmen sind nach Kenntnis der Bundesregierung die fünf 
größten Marktführer in der Fleischindustrie in Deutschland?

a) Wie hat sich ihr Marktanteil, ihr Umsatz, ihre Schlachtmenge und die 
Anzahl ihrer Beschäftigten in den letzten zehn Jahren geändert (bitte 
differenziert nach Jahren ausweisen)?

Inwiefern können sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Unter-
nehmen der deutschen Fleischwirtschaft in der europäischen und in-
ternationalen Konkurrenz behaupten?

In der Konzentrationsstatistik für das verarbeitende Gewerbe veröffentlicht das 
Statistische Bundesamt u. a. für die sechs größten Unternehmen der verschiede-
nen Wirtschaftszweige Angaben zu deren Anteil am Gesamtumsatz sowie an 
der Gesamtzahl der Beschäftigten des jeweiligen Wirtschaftszweiges. Erfasst 
werden dabei die Unternehmen mit mehr als 20 tätigen Personen. Die Tabel-
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le 21* im Anhang enthält die entsprechenden Angaben für die Jahre 2009 bis 
2018 für die Wirtschaftszweige Schlachten und Fleischverarbeitung insgesamt 
sowie die dazugehörigen Klassen Schlachten (ohne Geflügel), Schlachten von 
Geflügel und Fleischverarbeitung.
In diesem Zusammenhang wird auch auf die regelmäßige Zusammenstellung 
der dfv (Deutscher Fachverlag) Mediengruppe zu den „Top 100 der deutschen 
Fleischbranche“ verwiesen (https://www.yumpu.com/xx/document/fullscreen/6
2982659/top-100-poster-2019).
Der nicht unerhebliche Anteil deutscher Unternehmen der Fleischwirtschaft am 
intra- und internationalen Handel mit Fleisch und Fleischerzeugnissen deutet 
auf eine ausgeprägte Wettbewerbsfähigkeit des Sektors hin.

 b) Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragestellenden, dass 
sich deutsche Unternehmen der Fleischwirtschaft Wettbewerbsvortei-
le durch Dumpinglöhne und prekäre Arbeitsbedingungen verschaffen 
(bitte begründen)?

Unternehmen, die die Regeln des deutschen Arbeitsrechts und Arbeitsschutz-
rechts nicht einhalten und insofern mit niedrigeren Kosten wirtschaften, ver-
schaffen sich im Wettbewerb mit gesetzestreuen Mitbewerbern einen unge-
rechtfertigten Vorteil. Hierdurch kann es innerhalb Deutschlands – aber auch 
über die Grenzen hinaus – zu einem Unterbietungswettbewerb kommen.

 c) Inwiefern hat nach Auffassung der Bundesregierung eine Erhöhung 
des Bußgeldes von 15 000 Euro auf 30 000 Euro für Großunterneh-
men wie Tönnies, die 2018 einen Jahresumsatz von 6,65 Mrd. Euro 
hatten, eine generalpräventive Wirkung (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/21978, S. 32)?

Durch die Verdoppelung des Höchstbetrags für Geldbußen bei Arbeitszeitver-
stößen wird die vorbeugende beziehungsweise lenkende Wirkung der Bußgeld-
androhung erhöht.
Die konkrete Höhe des Bußgeldes wird für jeden einzelnen Verstoß durch die 
Verfolgungsbehörde bestimmt. Dabei gilt im Ordnungswidrigkeitenrecht das 
sog. Kumulationsprinzip, d. h. die für jeden Einzelverstoß festgesetzten Geld-
bußen addieren sich unvermindert.
§ 17 Absatz 3 und 4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten enthalten Vorga-
ben für die Zumessung der Geldbuße. Grundlage hierfür sind die Bedeutung 
der Ordnungswidrigkeit und der Vorwurf, der den Täter trifft. Auch die wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Täters sind in Betracht zu ziehen. Die Geldbuße 
soll außerdem den wirtschaftlichen Vorteil übersteigen, den der Täter aus der 
Ordnungswidrigkeit gezogen hat. Ist der wirtschaftliche Vorteil höher als der 
gesetzliche Höchstbetrag, so kann die Geldbuße das gesetzliche Höchstmaß 
überschreiten.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/23510 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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